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Präsident Dr. Norbert Lammert: 
Bei dieser Aussprache geht es uns wie bei vielen Ein-

sätzen: Sie dauern länger als geplant.
(Heiterkeit bei der CDU/CSU)

Ich schließe nun die Aussprache. 
Interfraktionell wird Überweisung des Jahresberichts

auf Drucksache 15/5000 an den Verteidigungsausschuss
vorgeschlagen. Ich nehme an, Sie sind damit einverstan-
den. – Das ist offenkundig der Fall. Dann ist die Über-
weisung so beschlossen.

Wir kommen nun zu Tagesordnungspunkt 13 sowie
zu Zusatzpunkt 6:

13 Erste Beratung des von den Abgeordneten
Irmingard Schewe-Gerigk, Volker Beck (Köln)
und der Fraktion des BÜNDNISSES 90/DIE
GRÜNEN eingebrachten Entwurfs eines Geset-
zes zur Umsetzung europäischer Antidiskrimi-
nierungsrichtlinien
– Drucksache 16/297 – 
Überweisungsvorschlag:
Rechtsausschuss (f)
Petitionsausschuss 
Innenausschuss 
Finanzausschuss 
Ausschuss für Wirtschaft und Technologie 
Ausschuss für Ernährung, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz
Ausschuss für Arbeit und Soziales
Verteidigungsausschuss
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Ausschuss für Gesundheit 
Ausschuss für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung 
Ausschuss für Menschenrechte und Humanitäre Hilfe
Ausschuss für Bildung, Forschung und 
Technikfolgenabschätzung
Ausschuss für Tourismus 
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union
Haushaltsausschuss 

ZP 6 Beratung des Antrags der Abgeordneten Dr. Ilja
Seifert, Karin Binder, Sevim Dagdelen, Jörn
Wunderlich, weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion der LINKEN

EU-Antidiskriminierungsrichtlinien durch ein-
heitliches Antidiskriminierungsgesetz wirksam
und umfassend umsetzen

– Drucksache 16/370 – 
Überweisungsvorschlag:
Rechtsausschuss (f)
Petitionsausschuss 
Innenausschuss 
Finanzausschuss 
Ausschuss für Wirtschaft und Technologie 
Ausschuss für Ernährung, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz
Ausschuss für Arbeit und Soziales
Verteidigungsausschuss
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Ausschuss für Gesundheit 
Ausschuss für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung 
Ausschuss für Menschenrechte und Humanitäre Hilfe
Ausschuss für Bildung, Forschung und 
Technikfolgenabschätzung
Ausschuss für Tourismus 
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union 
Haushaltsausschuss 
Nach einer interfraktionellen Vereinbarung ist für die
Aussprache wiederum eine Dreiviertelstunde vorgese-
hen. – Dazu höre ich keinen Widerspruch. Dann haben
wir das so vereinbart.

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort erhält zunächst
die Kollegin Irmingard Schewe-Gerigk.

Irmingard Schewe-Gerigk (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Deutsch-
land braucht endlich ein Antidiskriminierungsgesetz, um
an europäische Standards anzuschließen. Wie Sie wis-
sen, ist die Frist für die Umsetzung der drei EU-Richtli-
nien mittlerweile verstrichen. Unserem Land drohen
empfindliche Strafen. Darum ist zügiges Handeln ge-
fragt. Deshalb werden wir als Grüne ein Aussitzen der
großen Koalition bei diesem Konfliktpunkt ADG auch
nicht hinnehmen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich freue mich über die Unterstützung der Justiz-
ministerin – heute in Person des Staatssekretärs
Hartenbach – für unseren Entwurf. Wir bringen das An-
tidiskriminierungsgesetz erneut ein, und zwar in der
Form, in der es der Bundestag im Juni 2005 bereits ein-
mal beschlossen hat.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wir haben der Justizministerin die Arbeit schon abge-
nommen, wir haben die 40 Änderungsanträge nämlich
schon eingearbeitet. Unsere Einbringung erfolgt also
eins zu eins.

Über dieses Gesetz ist viel Irreführendes erzählt wor-
den. Der Hamburger Justizsenator ist eigens angereist
und will beim Antidiskriminierungsgesetz anscheinend
für aktive Sterbehilfe sorgen. Herr Kusch, das wird Ih-
nen nicht gelingen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dass das Antidiskriminierungsgesetz Gift für die Wirt-
schaft und für Hamburg ist, wie Sie gesagt haben, ist
doch blanker Unsinn. Großbritannien, die Niederlande,
Belgien, Frankreich, Schweden und Irland sind genau
den Weg gegangen, den wir Ihnen jetzt vorschlagen. Ich
frage Sie: Warum soll ausgerechnet die deutsche Wirt-
schaft ein Recht auf Diskriminierung von Behinderten,
Älteren, Schwulen und Lesben erhalten? Warum? Dis-
kriminierung schafft keine Arbeitsplätze; das müssten
Sie eigentlich wissen. Diskriminierung verschwendet
Potenziale. Diskriminierung ist schlecht für die Wirt-
schaft, schlecht für die Gesellschaft und auch schlecht
für das Ansehen Deutschlands.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Kernpunkt unseres Entwurfs ist, dass wir alle Diskri-
minierungsgründe sowohl im Arbeitsrecht als auch im
Zivilrecht berücksichtigen. Nur an einem einzigen Punkt
gehen wir über etwas hinaus, was in vielen Mitgliedstaa-
ten üblich ist, nämlich, dass Behinderte, Ältere, Juden,
Lesben und Schwule vom Diskriminierungsschutz
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beim Zugang zu Gütern und Dienstleistungen ausge-
schlossen werden. Genau das fordern die CDU/CSU und
die FDP mit ihrem Mantra einer blinden Eins-zu-eins-
Umsetzung.

Meine Damen und Herren, wir brauchen keine dog-
matischen Formeln, wir brauchen einen intelligenten
Umgang mit europäischem Recht.

(Markus Grübel [CDU/CSU]: Sehr gut, Frau 
Schewe-Gerigk!)

– Jawohl. – Das heißt aber auch, dass wir keine neuen
Ungerechtigkeiten schaffen dürfen. Es wäre doch wirk-
lich absurd, wenn die Abweisung eines Menschen in ei-
ner Gaststätte wegen seiner Hautfarbe künftig zu Recht
verboten ist, dieses Gesetz im gleichen Fall für einen
Menschen mit Behinderung aber nicht greift. Soll denn
wirklich weiter gelten: Behinderte müssen leider drau-
ßen bleiben? Das darf nicht sein.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD und der LIN-
KEN)

– Herr Grübel, hier hätte die CDU/CSU eigentlich auch
klatschen können.

Dem Vernehmen nach hat die CDU/CSU der SPD in
den Koalitionsverhandlungen das unsittliche Angebot
gemacht, man könne über die Behinderten und die Alten
vielleicht noch einmal sprechen, dafür müssten aber die
Homosexuellen und die Muslime draußen bleiben.

(Klaus Uwe Benneter [SPD]: Waren Sie da-
bei?)

– Ich war nicht dabei, aber es gibt natürlich Personen,
die darüber berichten, Herr Kollege. – Das wäre reine
Willkür. Dann würde entlang der im Unionsweltbild
grassierenden Vorurteile nach der Methode Aschenputtel
– die Guten ins Töpfchen, die Schlechten in Kröpfchen –
sortiert. Ich finde, das ist brandgefährlich. Mit einer sol-
chen Haltung gibt man den Menschen geradezu zur Dis-
kriminierung frei.

Vorurteile sind keine gute Grundlage für Gesetzge-
bung. Deshalb wäre es gut, wenn wir uns an Fakten hal-
ten würden. Werfen Sie einfach einmal einen Blick in
die gerade veröffentlichte Studie „Deutsche Zustände“
der Forschungsgruppe um Wilhelm Heitmeyer. Sie hat
deutlich herausgearbeitet: Wer zu diskriminierendem
Verhalten gegenüber einer Minderheit neigt, tut das auch
gegenüber anderen Minderheiten. Wer also Juden ab-
lehnt, hat meist auch etwas gegen Homosexuelle, wer
Ausländer diskriminiert, verhält sich auch gegenüber
Muslimen feindselig. Gerade deshalb brauchen wir ei-
nen integrierten Ansatz. Deshalb darf niemand vom Dis-
kriminierungsschutz ausgegrenzt werden.

Wir sind mit unserem vorgelegten Entwurf ja sehr be-
hutsam. Es ist ein Gesetz mit Außenmaß und ein Aus-
gleich zwischen vielen Interessen. Mit diesem Gesetz
nehmen wir gerade die Vertragsfreiheit ernst; denn sie
gilt für beide Seiten, für Angebot und Nachfrage. Men-
schen dürfen am Markt nicht ausgegrenzt werden, weil
sie eine dunkle Haut haben, weil sie eine Frau sind oder
weil sie alt sind. Alle müssen eine faire Chance haben.

Der Kollege Olaf Scholz – leider ist er heute nicht
da – hat im Juni 2005 an dieser Stelle gesagt: „Dies ist
ein gutes, ausgewogenes Gesetz.“ Das war vor sieben
Monaten richtig und das ist auch heute noch richtig.

Für diskriminierte Gruppen in unserer Mitte ist das
Antidiskriminierungsgesetz ein Signal der Anerken-
nung, das sagt: Die Gesellschaft lässt euch nicht allein.
Es ist ein notwendiges Signal für mehr Geschlechter-
gerechtigkeit und auch für einen wirksamen Minderhei-
tenschutz. Es hilft nichts, wenn alle in diesem Hause
wortreich beteuern, man sei ja gegen Diskriminierung.
Wir müssen endlich konkret etwas dafür tun.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Präsident Dr. Norbert Lammert: 
Ich erteile das Wort dem Kollegen Dr. Jürgen Gehb,

CDU/CSU-Fraktion.

Dr. Jürgen Gehb (CDU/CSU): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Im letzten

Jahr haben wir uns im Bundestag bemüht, eine rechts-
staatliche Lösung zu finden, um Aufmärsche und
Demonstrationen von Neonazis an besonders ge-
schichtsträchtigen Plätzen zu verhindern. Das heute er-
neut eingebrachte Antidiskriminierungsgesetz würde da-
gegen die Verwaltung kommunaler und privater
Wohnungsbaugesellschaften zwingen, Rechtsradikalen
Versammlungsräume zu überlassen, wenn sie Schaden-
ersatzforderungen aus dem Weg gehen wollen. Das ist
doch absurd.

(Christel Humme [SPD]: Was für ein Quatsch!
Ist ja unglaublich! – Jerzy Montag [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Absurd, was Sie sa-
gen!)

Wir alle singen das Hohelied auf die durch Art. 5
Grundgesetz verbriefte Meinungsfreiheit. Nach ständi-
ger Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts
– alle kennen das Lüth-Urteil und den Blinkfüer-Fall –
ist die Meinungsfreiheit nicht auf moralisch wertvolle
Aussagen begrenzt. Art. 5 Grundgesetz schützt die Mei-
nungsfreiheit und die prononcierte gesellschaftliche und
wirtschaftspolitische Parteinahme selbst dann, wenn sie
im geistigen Meinungskampf mit einem Boykottaufruf
verbunden ist.

(Irmingard Schewe-Gerigk [BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN]: Zu welchem Gesetz sprechen
Sie jetzt?)

Wenn die dezidierte weltanschauliche Stellungnahme
durch Art. 5 Grundgesetz erlaubt ist, selbst wenn sie un-
ter Umständen mit erheblichen wirtschaftlichen Nachtei-
len für Dritte verbunden ist, so kann der Boykottaufrufer
nicht gleichzeitig zum Vertragsabschluss mit den Geg-
nern seiner Position gezwungen werden. Im Gegenteil:
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Der Boykottaufruf zielt ja gerade auf die Verweigerung
des Vertragsabschlusses ab. 

(Jerzy Montag [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Völlig neben der Sache!)

– Ich komme gleich dazu. 

Der heutige Gesetzentwurf der Grünen wird erkenn-
bar mit dem Ziel eingebracht, ihren früheren und unse-
ren jetzigen Koalitionspartner, die SPD, vorzuführen.

(Widerspruch beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Nun reicht weder meine Redezeit noch Ihre Geduld dazu
aus, jede einzelne Vorschrift abzuklopfen. Der Bundesrat
hat in seiner Beschlussempfehlung vom 17. Juni letzten
Jahres – Drucksache 445/1/05; das können Sie nachle-
sen – auf 14 Seiten dezidiert jede einzelne Vorschrift un-
ter die Lupe genommen. 

Ich möchte jetzt mein Augenmerk darauf lenken, wo-
hin die Fehlentwicklungen einer solchen Antidiskrimi-
nierungsgesetzgebung führen. Ich beschränke mich da-
bei nicht nur auf das Arbeitsrecht und das Zivilrecht,
sondern ich beziehe mich auch auf das Verfassungsrecht
und die europäische Rechtsetzung, die Gesellschaftspo-
litik und unsere bisher doch unisono vertretenen Wert-
vorstellungen.

Zunächst einmal ist eine begriffliche Klarstellung ge-
fordert, um nicht schon gegen eine ausufernde Verwen-
dung des Etiketts „Diskriminierung“ im Nachteil zu
sein. Nur wer die Begriffe beherrscht, kann auch eine
Diskussion beherrschen. Nach unserer geltenden Privat-
rechtsordnung können bis jetzt mit der Besonderheit der
Gleichbehandlung der Geschlechter im Arbeitsleben und
wenigen anderen Ausnahmen Privat- wie Geschäftsleute
grundsätzlich ihre Geschäfts- und Vertragspartner nach
„Gutdünken“ wählen. 

(Irmingard Schewe-Gerigk [BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN]: Dabei dürfen sie aber nicht
diskriminieren!)

Dies zu tun, heißt nicht per se, zu diskriminieren, son-
dern davon kann nur da gesprochen werden, wo Gleich-
behandlung geboten ist. Lediglich im Verhältnis von
Staat und anderen Hoheitsträgern zum Bürger wird ein
Gleichbehandlungsanspruch des Bürgers begründet, wo-
bei ich zur Klarstellung sagen muss, dass der Art. 3
Grundgesetz kein Gleichheitsgrundsatz ist, sondern aus-
drücklich nur ein Willkürverbot mit der Folge ist, dass
wesentlich Gleiches gleich, aber wesentlich Ungleiches
nicht gleich behandelt werden darf.

(Jerzy Montag [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Kaiserrecht! Das ist vorsintflutlich, was
Sie da erzählen!)

Die Unterscheidung zwischen öffentlichem Recht und
Privatrecht wird nach Ihrem Entwurf eines Antidiskrimi-
nierungsgesetzes aufgegeben. In der Reichweite Ihrer
Regelung schafft sie einen Gleichbehandlungsanspruch
wenn nicht aller gegen alle, so doch zumindest für den
Nachfrager nach Waren, Dienst- und Werkleistungen,
Arbeitsplätzen oder Mieträumen gegen die Anbieter. Sie
unterwirft jene in der rechtlichen Ausgestaltung durch
verschiedene Finessen sogar schärferen Anforderungen
als etwa eine Behörde im Verhältnis zum Bürger.

Nun kommt die Unterscheidung zwischen hoheitli-
cher Verwaltung einerseits und privatwirtschaftlicher
Geschäftstätigkeit, Bedarfsdeckung oder Vermögensver-
waltung andererseits nicht zufällig daher, sondern sie hat
ihre historische innere Notwendigkeit. Dass der Einzelne
seine Angelegenheiten grundsätzlich selbstständig und
selbstverantwortlich regeln und geschäftliche Entschei-
dungen frei treffen kann, ist Ausprägung der Privat-
autonomie

(Christel Humme [SPD]: Da haben Sie etwas 
falsch verstanden!)

und wird insbesondere durch die Grundrechte der allge-
meinen Handlungsfreiheit und der Eigentumsgarantie
geschützt. In ihnen verwirklicht sich Menschenwürde
– die neuerdings auch für die Antidiskriminierungsge-
setzgebung bemüht wird – nicht weniger als im Gleich-
heitssatz. Deswegen ist es ebenso falsch, diese Grund-
rechte gegeneinander ausspielen zu wollen wie
Minderheiten in der Bevölkerung gegen Mehrheiten.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Die wirtschaftliche Dispositionsfreiheit ist auch
grundlegend für die Marktwirtschaft. Der Ordnungsrah-
men, der hier gesetzt werden darf, soll dem Schutz der
Freiheit und anderen Rechtsgütern dienen, nicht der par-
tiellen Abschaffung der Vertragsfreiheit, mit der ein be-
stimmtes Gesellschaftsmodell der gerade regierenden
Parlamentsmehrheit durchgesetzt werden soll.

Die Abschluss- und Inhaltsfreiheit reduziert sich doch
erst für marktbeherrschende Unternehmen, weil ihren
Vertragspartnern ausreichende und zumutbare Alternati-
ven fehlen. Ich verweise nur auf die §§ 19 und 20 GWB.
Ansonsten setzt der Staat der Vertragsfreiheit nur durch
Generalklauseln – sie sind Ihnen bekannt: §§ 134, 138
und 242 BGB, Grundsatz von Treu und Glauben –,

(Widerspruch bei der SPD)

über die die Grundrechte allenfalls mittelbare Geltung
beanspruchen können, äußere Grenznormen. Er statuiert
aber keine Richtnormen für das moralische Verhalten
seiner Bürger in der Zivilgesellschaft.

Der vorliegende Gesetzentwurf, aber auch die ihm zu-
grunde liegenden europäischen Richtlinien – darauf will
ich einmal hinweisen, weil immer wieder von der Eins-
zu-eins-Umsetzung die Rede ist – stellen den Kern unse-
rer historisch gewachsenen Rechts- und Werteordnung
auf den Kopf.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Sie setzen sich über alle kontinentaleuropäischen und
verfassungsrechtlichen Grundsätze hinweg.

(Irmingard Schewe-Gerigk [BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN]: Ach du liebe Güte! – Jerzy
Montag [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Völ-
lig abgehoben!)
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Der Gesetzentwurf nimmt zudem arbeitsrechtliche
Diskriminierungsverbote, die in zwei Richtlinien, in
deutschen Schutzgesetzen und im allgemeinen arbeits-
rechtlichen Gleichbehandlungsgrundsatz wurzeln, zum
Vorbild für eine generelle Reform des Zivilrechts.

(Irmingard Schewe-Gerigk [BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN]: In welchem Jahrhundert war
das? – Jerzy Montag [BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN]: Das ist so peinlich, Herr
Gehb!)

Dieser Paradigmenwechsel verkennt zudem zweierlei:
Erstens geht das Arbeitsrecht von der typisch wirtschaft-
lichen Unterlegenheit des abhängig beschäftigten
Arbeitnehmers aus und sucht ihn deshalb vor Diskrimi-
nierung zu schützen. Zweitens greifen die arbeitsrechtli-
chen Diskriminierungsverbote grundsätzlich erst bei be-
stehenden Arbeitsverhältnissen ein, nicht schon vorher.

Trotz knapper Haushaltsmittel wollen Sie eine staatli-
che Antidiskriminierungsstelle mit umfassenden Zu-
ständigkeiten und private Überwachungskomitees in
Form von Antidiskriminierungsverbänden ins Leben ru-
fen,

(Irmingard Schewe-Gerigk [BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN]: Haben Sie mal in die Richtli-
nien geschaut?)

die jede vermeintliche Benachteiligung verfolgen und
mit Hilfe von Beweiserleichterungen jeden angeblichen
Diskriminierer zwingen können, die Anständigkeit sei-
ner Motive vor Gericht darzulegen. Zu allem Überfluss
können sich Gewerkschaften und Betriebsräte als Pro-
zessstandschafter selbst gegen den Willen des vermeint-
lich Diskriminierten zum Sachwalter von Rechten Drit-
ter aufschwingen.

(Irmingard Schewe-Gerigk [BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN]: Das können sie schon heute!
Wir haben es nur noch einmal hinein geschrie-
ben!)

Demgegenüber überlässt das Privatrecht den zivil-
rechtlichen Schutz gegen Angriffe auf Leben, Körper
und Gesundheit nach den deliktrechtlichen Vorschriften,
§§ 823 ff. BGB, allein der Autonomie des als Opfer oder
Erben betroffenen Rechtssubjekts. Von einer Überant-
wortung solcher fundamentaler Rechtsgüter auf beson-
dere Behörden und Verbände keine Spur.

Es ist rechtspolitisch und rechtsethisch nicht ein-
leuchtend, warum der Schutz soziokultureller Rechtsgü-
ter wie Weltanschauung oder sexueller Ausrichtung ei-
nen vom Gesetzgeber eingeräumten Vorrang vor solch
fundamentalen Rechtsgütern wie Leben, Körper und Ge-
sundheit haben soll.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Kein Wunder, dass im Kampf gegen die ideelle Benach-
teiligung in Deutschland keine Kraft mehr bleibt, um
den realen Benachteiligungen wie der Arbeitslosigkeit
noch wirksam begegnen zu können.

„Die Luft zum Atmen wird dünner,“ – sagt der Berli-
ner Rechtsprofessor Säcker – „wenn eine umfassende
Motivkontrolle und Zensur alle Lebensbereiche mit Aus-
nahme von Ehe und Familie“ – es fehlte gerade noch,
dass es einen Anspruch auf korrekte Liebe gibt – „durch-
leuchtet und Wächtervereine Schuldverträge überprüfen
lässt.“

Präsident Dr. Norbert Lammert: 
Herr Kollege, Sie wissen, dass Sie zum Schluss kom-

men müssen.

Dr. Jürgen Gehb (CDU/CSU): 
Ich komme zum Schluss. – Wir sollten deshalb nicht

normieren, was bereits geltendes Recht ist. Es gibt be-
reits zig Schutzgesetze. Wir sollten vielmehr durch ent-
sprechende politische Initiativen versuchen, darauf hin-
zuwirken, dass auch auf der europäischen Ebene die
Rangfolge von Freiheit vor Gleichheit wiederhergestellt
wird.

(Christel Humme [SPD]: Freiheit vor Gleichheit? 
Ich dachte, das sind gleichwertige Ziele!)

Gelingt uns das nicht – was ich befürchte –, dann sollten
wir wenigstens über die europarechtlichen Vorgaben
nicht hinausgehen.

Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU – Christel Humme 
[SPD]: Unglaublich!)

Präsident Dr. Norbert Lammert: 
Das Wort hat nun die Kollegin Mechthild Dyckmans,

FDP-Fraktion.

Mechthild Dyckmans (FDP): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Es ist

zweifellos richtig: Wir müssen und wollen uns – das gilt
auf jeden Fall für die FDP, Herr Dr. Gehb – europakon-
form verhalten. Das heißt, wir müssen die Antidiskrimi-
nierungsrichtlinien der EU in nationales Recht umset-
zen. Das Vertragsverletzungsverfahren läuft und wir
können Strafzahlungen nur vermeiden, wenn wir jetzt
handeln. 

(Beifall des Abg. Dr. Heinrich L. Kolb [FDP])

Wenn wir uns heute mit einem Gesetzentwurf befas-
sen, der bereits im Sommer 2005 im Bundesrat keine
Chance hatte und, wie ich meine, keine Chance haben
wird, in dieser Form Gesetz zu werden, dann ist festzu-
stellen, dass die Intentionen der vorlegenden Fraktion
eindeutig andere sind, als eine schnelle und sachgerechte
Umsetzung der EU-Richtlinien zu erreichen. 

(Beifall bei der FDP)

Ich habe die Debatten vom Sommer 2005 im Proto-
koll nachgelesen. Ich wünsche mir, dass wir heute außer-
halb des Wahlkampfes mit mehr Ruhe und Gelassenheit,
mit weniger Emotionen und Gereiztheit an das Thema
herangehen. 

(Beifall bei der FDP)
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Natürlich ist es spannend, zu sehen, wie sich die Koali-
tion zu einem Gesetzentwurf verhält, der noch vor einem
halben Jahr die Kontrahenten sehr gegeneinander aufge-
bracht hat. Aber wie gesagt, der Wahlkampf ist vorbei.
Gehen wir also sachlich miteinander um! Stellen wir
bitte nicht die einen als Gutmenschen dar und werfen
den anderen, die Kritik an dem Gesetzentwurf äußern,
vor, sie wollten sich nicht gegen Diskriminierung einset-
zen!

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der SPD – Irmingard Schewe-Gerigk [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Was haben Sie gegen
Gutmenschen?)

Für die FDP-Fraktion möchte ich deutlich feststellen,
dass wir uns mit aller Entschlossenheit gegen jede Form
von Diskriminierung, Intoleranz und Ausgrenzung in
unserer Gesellschaft wenden. Benachteiligungen sollten
beseitigt und die Rechte von Minderheiten gestärkt wer-
den. Diesem Ziel fühlt sich die FDP-Fraktion seit jeher
in besonderer Weise verpflichtet. 

(Beifall bei der FDP)

Wir erwarten nun einen Vorschlag der neuen Regie-
rungskoalition zur Umsetzung der EU-Richtlinien. Wir
sehen bisher keine große Notwendigkeit für eine über
eins zu eins hinausgehende Umsetzung der Antidiskri-
minierungsrichtlinien, 

(Beifall bei der FDP)

wobei man sicherlich über das eine oder andere reden
muss. Ziel der Umsetzung ist aber die Harmonisierung
des EU-Rechts in den Mitgliedstaaten. Das sollte man
immer im Auge behalten. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP)

Bei der Umsetzung sollte ganz genau geprüft werden,
wo wir Regelungen brauchen und ob dies in einem eige-
nen Gesetz geschehen muss oder ob es nicht ausreicht,
bestehende Regelungen zu ergänzen. Wir haben nämlich
bereits viele Regelungen – das sind die Fakten –, die
Diskriminierung untersagen.

(Christine Lambrecht [SPD]: Die aber nicht 
ausreichen!)

Ich erinnere zum Beispiel an § 81 e des Versicherungs-
aufsichtsgesetzes, der eine Diskriminierung bei den Tari-
fen wegen Zugehörigkeit zu einer ethnischen Gruppe
ausschließt. Es gibt schon viele gute Ansätze. Bereits
heute ergreifen Unternehmen im Bereich des Arbeits-
rechts auf freiwilliger Basis besondere, für die Branche
maßgeschneiderte Maßnahmen, um Diskriminierungen
vorzubeugen. Ich erinnere nur an die Teilnahme an Zer-
tifizierungen für eine an Chancengleichheit orientierte
Personalpolitik oder die gezielte Förderung älterer Ar-
beitnehmer.

(Irmingard Schewe-Gerigk [BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN]: Wie viele Unternehmen ma-
chen das denn?)

Bei der nun vorzunehmenden Umsetzung der Richtli-
nien ist ebenfalls zu überlegen, ob man in dem Verfahren
nicht noch einmal eine Anhörung der betroffenen Kreise
und Verbände durchführt; denn die Reaktionen auf den
Gesetzentwurf von Rot-Grün, der nun in identischer
Form eingebracht wurde, im Sommer des letzten Jahres
haben gezeigt, dass ein Bedürfnis nach Diskussion be-
steht,

(Irmingard Schewe-Gerigk [BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN]: Nach der Anhörung haben
wir 17 Änderungsanträge gestellt!)

gerade um die in der aufgeheizten Situation entstande-
nen Missverständnisse – bis hin zu ungerechtfertigten
Anschuldigungen; ich hoffe, dass sie sich nicht wieder-
holen – zu überwinden. 

Lassen Sie mich ganz kurz einige konkrete Punkte an-
sprechen, in denen der Gesetzentwurf in die falsche
Richtung geht. Alle reden von Bürokratieabbau. Aber
hier wird mit der Einrichtung einer Antidiskriminie-
rungsstelle des Bundes – so lautet die Forderung – eine
neue, unnötige Bürokratie aufgebaut. 

Es gibt bereits heute viele Beauftragte, deren Stellung
gestärkt werden könnte und die die notwendigen Kon-
troll- und Beratungsaufgaben übernehmen könnten.

(Beifall bei der FDP)

Auch an anderer Stelle werden zahlreiche Regelungen
eingeführt, bürokratische Organisations- und Doku-
mentationspflichten, die zu einer Belastung von Arbeit-
nehmern und Unternehmen führen.

(Jerzy Montag [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Es gibt keine Dokumentationspflich-
ten!)

Insgesamt gehen die Vorschriften zum zivilrechtlichen
Benachteiligungsverbot eindeutig über die Vorgaben der
EU-Richtlinien hinaus und stellen einen nicht zu recht-
fertigenden Eingriff in die Vertragsfreiheit dar.

Auch die in § 23 Abs. 4 vorgesehene Möglichkeit der
Abtretung von Schadenersatzansprüchen

(Dr. Heinrich L. Kolb [FDP]: Die ist verhee-
rend!) 

an die dort genannten Antidiskriminierungsverbände mit
einem eigenen Klagerecht wird so von der Richtlinie
nicht gefordert. Es besteht auch keine Notwendigkeit
dazu.

(Beifall bei der FDP)

Bei einer solchen Abtretungsmöglichkeit ist zu befürch-
ten, dass die Verbände aus eigenen finanziellen Interes-
sen Klagen erheben. 

(Dr. Heinrich L. Kolb [FDP]: Ablasshandel! –
Christel Humme [SPD]: Das ist ausgeschlos-
sen in unserem Gesetzentwurf! Das wüssten
Sie, wenn Sie ihn gelesen hätten!)

Nur am Rande möchte ich bemerken, dass die Frei-
stellung von dem Verbot der außergerichtlichen und
gerichtlichen Rechtsberatung im Zusammenhang mit ei-
nem noch zu verabschiedenden Rechtsdienstleistungsge-
setz geregelt werden sollte. Da gehört sie nämlich hin.



Deutscher Bundestag – 16. Wahlperiode – 12. Sitzung. Berlin, Freitag, den 20. Januar 2006 841

(A) (C)

(B) (D)

Mechthild Dyckmans
Abschließend möchte ich betonen, dass ich es be-
grüße, dass das Thema jetzt federführend bei den
Rechtspolitikern gelandet ist. 

(Christel Humme [SPD]: Das wissen wir noch 
nicht genau! Abwarten!)

Das verstärkt meine Hoffnung, dass wir auf sachlicher
Ebene mit mehr Kompetenz und weniger Ideologie zu
der notwendigen Umsetzung gelangen werden.

(Beifall bei der FDP)

Präsident Dr. Norbert Lammert: 
Nächste Rednerin ist die Kollegin Christel Humme,

SPD-Fraktion.

(Irmingard Schewe-Gerigk [BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN]: Bist du im Rechtsausschuss,
Christel?)

Christel Humme (SPD): 
Nein, bin ich nicht.

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Her-
ren! Herr Gehb, nach dem juristischen Seminar sollten
wir uns jetzt den politischen Argumenten zuwenden. Ich
sage Ihnen an dieser Stelle ganz deutlich: Ich bin sehr
stolz darauf, dass es uns in der letzten Legislaturperiode
gelungen ist, ein einheitliches Antidiskriminierungsge-
setz im Bundestag zu verabschieden.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der
LINKEN)

Ich weiß, dass es nicht in Kraft getreten ist. Der Bundes-
rat hat Einspruch erhoben; jeder weiß das. Heute liegt es
wieder als Gesetzentwurf der Grünen vor. 

Um es gleich vorwegzunehmen: Ich stehe zu diesem
Gesetz, genauso wie die SPD-Fraktion. Das ist ein gutes
Gesetz; es ist ein guter Kompromiss, den wir auf den
Weg gebracht haben. Wir wissen uns mit diesem Gesetz
an der Seite der Betroffenen sowie an der Seite der Ge-
werkschaften, der Verbände und der Organisationen, die
uns geholfen haben, dieses Gesetz zu gestalten. Ich
nenne stellvertretend zwei Verbände: die Caritas und die
Lebenshilfe. Dank der konstruktiven Kritik dieser Ver-
bände ist es erst möglich gewesen, dass wir nach der An-
hörung diesen wunderbaren Kompromiss auf dem Tisch
des Hauses haben. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Der Erwartungsdruck hinsichtlich der Umsetzung
der europäischen Richtlinie ist sehr hoch. Wir werden
jetzt in der neuen Koalition aus CDU/CSU und SPD

(Dr. Jürgen Gehb [CDU/CSU]: Mit mir?)

– mit Ihnen auch, mal sehen – beraten müssen. Ich ap-
pelliere ganz bewusst an Sie: Stellen wir den Schutz vor
Diskriminierung in den Mittelpunkt der Beratungen und
machen wir das zu unserer gemeinsamen Aufgabe! Ich
möchte Sie daran erinnern, dass sich die Regierung Kohl
bereits 1997 mit der Ratifizierung des Amsterdamer Ver-
trages in Art. 13 verpflichtet hat, Diskriminierung auf-
grund des Geschlechts, der ethnischen Herkunft, der Re-
ligion oder der Weltanschauung, einer Behinderung, des
Alters oder der sexuellen Orientierung zu bekämpfen.
Gerade weil diese Ratifizierung 1997 in Ihrer Regie-
rungszeit vorgenommen worden ist, ist das Gesetz, das
jetzt auf dem Tisch des Hauses liegt, eine hervorragende
Grundlage für die weiteren Beratungen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der
LINKEN)

Ich nehme natürlich die Presse wahr, keine Frage. Da
nehme ich mit Erstaunen zur Kenntnis, dass gerade die
Vorsitzende der Gruppe der Frauen der CDU/CSU-Bun-
destagsfraktion, Frau Heinen, das vorliegende Gesetz
kategorisch ablehnt. So zu lesen am 12. Januar dieses
Jahres.

(Zuruf von der CDU/CSU: Recht hat sie!)

Sie lehnt es unter anderem ab, weil es ihrer Meinung
nach zu weit über die Vorgaben der europäischen Anti-
diskriminierungsrichtlinien hinausgeht. Ich sage Ihnen:
Wir haben dies in der letzten Legislaturperiode ganz be-
wusst getan.

(Daniela Raab [CDU/CSU]: Das haben wir be-
fürchtet, dass das bewusst war!)

– Hören Sie zu! – Wären wir nämlich nicht so vorgegan-
gen, wäre im Zivilrecht beispielsweise das Merkmal
„Behinderung“ nicht vorgesehen. Das hätte zur Folge,
dass ein Mensch mit Behinderung und dunkler Haut-
farbe vor Diskriminierung geschützt wird, ein Mensch
mit Behinderung und weißer Hautfarbe aber nicht. Eine
solche Ungleichbehandlung wollen wir nicht.

(Daniela Raab [CDU/CSU]: Das ist eine grobe 
Unterstellung!)

Ein Antidiskriminierungsgesetz, das schon so angelegt
ist, dass es Merkmale diskriminiert, ist unlogisch aufge-
baut und macht keinen Sinn.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – Daniela
Raab [CDU/CSU]: Das ist doch Unsinn!)

Wie wir in den Reden gerade gehört haben, auch in
Ihrer, Frau Dyckmans, wird gebetsmühlenartig behaup-
tet, dieses Gesetz sei zu bürokratisch.

(Mechthild Dyckmans [FDP]: Ist es auch!)

Das ist ein Argument, das oft auch von den Wirtschafts-
verbänden vorgetragen wird. Offensichtlich sind sie sich
da einig. Ich habe ab und zu den Verdacht, dass das pau-
schale Argument des zu hohen bürokratischen Auf-
wandes genau dann angeführt wird, wenn es darum
geht, gesellschaftliche Fortschritte gerade für die Frauen
zu verhindern.

(Irmingard Schewe-Gerigk [BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN]: So ist die CDU!)

Was sagen Sie als Kritiker denn den Frauen? Wie sollen
sie Ihrer Meinung nach ihre Forderungen nach gleich-
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wertigem Lohn für gleichwertige Arbeit einfordern?
Was sagen Sie den Frauen, die es trotz besserer Qualifi-
kation beim Aufstieg in die Führungsetagen noch immer
bedeutend schwerer haben als ihre männlichen Mitbe-
werber? Das populistische Argument „zu viel Bürokra-
tie“ hilft den Frauen nicht, Gleichstellung zu erreichen.
Mit dem vorliegenden Antidiskriminierungsgesetz aber
haben sie ein Instrument, das ihnen hilft, mit Unterstüt-
zung der Verbände ihre berechtigten Interessen im
Kampf gegen Benachteiligung durchzusetzen.

Es wird oft behauptet – auch Sie, Herr Gehb, haben
das gemacht; Sie haben Ihre ganze Rede darauf aufge-
baut –, das ADG stehe der Vertragsfreiheit entgegen.

(Dr. Jürgen Gehb [CDU/CSU]: Fundamental!)

Da frage ich mich natürlich: Welche Vertragsfreiheit
meinen Sie eigentlich?

(Dr. Jürgen Gehb [CDU/CSU]: Die, die wir 
seit mehreren hundert Jahren kennen!)

Meinen Sie die Vertragsfreiheit immer nur für den stär-
keren Partner, zum Beispiel für die Arbeitgeber,

(Dr. Jürgen Gehb [CDU/CSU]: Nein, das habe 
ich ja gerade ausgeführt!)

und nicht für den schwächeren Partner, zum Beispiel für
die Behinderten?

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Sie sind Jurist. Sie wissen ganz genau, dass wir Ein-
schränkungen der so genannten Vertragsfreiheit, wie sie
immer wieder beschworen wird, schon jetzt haben,

(Dr. Jürgen Gehb [CDU/CSU]: Eben!)

zum Beispiel im Verbraucherschutzgesetz.

(Dr. Jürgen Gehb [CDU/CSU]: Eben!)

Das hat mit Antidiskriminierung also erst einmal nichts
zu tun.

(Dr. Jürgen Gehb [CDU/CSU]: Hunderte von 
Schutznormen haben wir in Deutschland!)

Wir müssen Vertragsfreiheit zunächst für die Gruppe
der Benachteiligten erreichen. Das ist mir wichtig. Auch
das ist ein Ziel des Antidiskriminierungsgesetzes und ein
Gebot der Verfassung.

Präsident Dr. Norbert Lammert: 
Frau Kollegin Humme, ich muss Sie zwischendurch

auf Ihre Redezeit aufmerksam machen.

Christel Humme (SPD): 
Ich sage noch zwei Sätze. Dann bin ich fertig.

Ich gebe Frau Dyckmans Recht: Wir führen die Dis-
kussion um das Antidiskriminierungsgesetz in Deutsch-
land meiner Ansicht nach viel zu verengt und viel zu
polemisch. Ich bin überzeugt: Wirksamer Diskriminie-
rungsschutz ist nicht wirtschaftsfeindlich und kein Wi-
derspruch zu wirtschaftlichen Interessen. Ich wünsche
mir für die nachfolgenden Monate, dass wir weniger auf-
geregt diskutieren und dass wir genau hinschauen und
juristische Spitzfindigkeiten nicht über die Interessen der
Benachteiligten setzen.

(Dr. Jürgen Gehb [CDU/CSU]: Man kann die 
Juristerei aber nicht ausblenden!)

Wenn wir das tun, dann bin ich davon überzeugt, Herr
Gehb, dass wir es gemeinsam schaffen, auch im Inte-
resse der Betroffenen, im Interesse der Menschen, für
die wir gute Politik machen sollen, ein gutes Gesetz auf
den Weg zu bringen.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der LINKEN und des BÜNDNISSES 90/
DIE GRÜNEN)

Präsident Dr. Norbert Lammert: 
Nächster Redner ist der Kollege Dr. Ilja Seifert, Frak-

tion Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Dr. Ilja Seifert (DIE LINKE): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich

freue mich, auch einige Betroffene auf den Besucherrän-
gen zu sehen. Ich weiß, dass viele dieser Debatte mit
sehr großer Aufmerksamkeit folgen. Ich grüße auch Sie
draußen. Die Hilfe derjenigen, die betroffen sind, dabei,
dieses Gesetz – wenn es geht, ein besseres, ein stärkeres
Gesetz – durchzusetzen, ist sehr dringend. Ihre Rede,
Herr Kollege, hat das sehr deutlich gemacht.

Es ist sehr wichtig, dass wir von diesem Parlament
aus allen Menschen sagen, zeigen und alle Menschen
auch spüren lassen: Wer diskriminiert, ist in diesem
Land geächtet. Und wer diskriminiert wird, hat die Un-
terstützung des Staates, auch die Unterstützung aller Par-
lamentarierinnen und Parlamentarier in diesem Parla-
ment. 

(Beifall bei der LINKEN, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Der heute wieder vorgelegte Gesetzentwurf geht nur
sehr geringfügig – ich finde: viel zu wenig – über das hi-
naus, was die EU zwingend vorschreibt. Ich vermute so-
gar, wir würden uns mit den Kollegen der Grünen sehr
schnell darüber einigen können, dass das eigentlich wei-
ter gehen müsste. Es ist, finde ich, kein besonders gut
ausgewogener Kompromiss, sondern ein sehr schwa-
cher. Deshalb schlagen wir klipp und klar vor, das Ge-
setz mindestens an sechs Stellen zu verstärken. Ich will
Ihnen auch gleich sagen, an welchen:

Erstens geht es darum, anstelle des eingeschränkten
Anwendungsbereichs des Benachteiligungsverbots
ein klares Bekenntnis dafür abzugeben, dass es auf alle
Schuldverhältnisse – meinetwegen mit Ausnahme des
Familien- und des Erbrechts – ausgedehnt wird.

Zweitens. Außer bei Gefahren für Leib und Leben des
Betroffenen bzw. der Betroffenen oder von Dritten – da-
rauf werde ich noch etwas näher eingehen – sollte es
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keine Ausnahmetatbestände beim Diskriminierungs-
verbot geben. 

Drittens. Wir brauchen ein echtes Verbandsklage-
recht und nicht das Abtretungsrecht, wie es jetzt vorge-
sehen ist.

Viertens. Das Gesetz braucht wirksame und natürlich
verhältnismäßige, also dem erlittenen Schaden angemes-
sene, und abschreckende Schadenersatz- und Schmer-
zensgeldregelungen, damit Diskriminierer, egal ob es
sich um Personen oder Institutionen handelt, wissen,
dass ihre Taten geahndet werden – momentan ist das lei-
der nicht der Fall –, und zwar mit empfindlichen Strafen
oder Geldbußen.

Fünftens. Wir meinen, der Begriff „Rasse“ sollte in
einem deutschen Gesetz nicht vorkommen. 

(Beifall bei der LINKEN)

Man kann anstelle dessen die Merkmale Hautfarbe,
Sprache, Nationalität und Staatsangehörigkeit aufneh-
men.

(Jerzy Montag [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Das steht nun mal im Europarecht!)

– Das heißt aber nicht, dass wir es nicht anders machen
dürfen. 

(Christine Lambrecht [SPD]: Doch!)

Sechstens. Arbeitgeber sollten zusätzlich verpflichtet
werden, zum diskriminierungsfreien Verhalten innerhalb
ihres Betriebs dadurch beizutragen, dass sie entspre-
chende Schulungen und andere auf das Verhalten zie-
lende Maßnahmen durchführen.

Lassen Sie mich jetzt noch zwei detaillierte Bemer-
kungen zu dem machen, was ich mit der Änderung der
Ausnahmebestimmungen meine: Jetzt steht in § 20 des
Gesetzentwurfs, dass es ausreicht, einen „sachlichen
Grund“ geltend zu machen, um doch diskriminieren zu
können. Was ist denn ein „sachlicher Grund“? Da kann
alles Mögliche geltend gemacht werden; das ist viel zu
schwammig. Deswegen sagen wir: Außer bei Gefahr für
Leib und Leben des Betroffenen bzw. der Betroffenen
und von Dritten sollte es keine Ausnahmetatbestände ge-
ben.

(Beifall bei der LINKEN)

Was bedeutet es, wenn in § 19 Abs. 1 des Gesetzent-
wurfs auf Schuldverhältnisse und Verträge abgehoben
wird, die „ohne Ansehen der Person“ geschlossen wer-
den? Da lache ich mich tot. – Entschuldigung! – Wenn
ich einen Vertrag abschließe, sehe ich die Person, mit der
ich den Vertrag abschließe, immer an. 

(Dr. Jürgen Gehb [CDU/CSU]: Es dürfen auch
Sympathie und Antipathie eine Rolle spielen!
Sie müssen eine Rolle spielen! Sympathie, An-
tipathie, Motive! Wir haben keine Motivzen-
sur in Deutschland!)

– Deswegen sage ich ja gerade, dass dieser Ausnahme-
tatbestand abgeschafft werden muss. Er bringt nichts.
Wir brauchen klare Verhältnisse. Es dürfen nicht Vor-
schriften erlassen werden, die dazu führen, dass dem
Missbrauch des Gesetzes Tür und Tor geöffnet wird. 

(Irmingard Schewe-Gerigk [BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN]: Dann gibt es keine Frau-
ensauna und keinen Behindertenparkplatz
mehr! Das sind sachliche Gründe, anders zu
handeln!)

– Das sind Bevorzugungen. Die kann, ja muss es geben.
Ich habe nicht gesagt, dass Bevorzugungen abgeschafft
werden sollen. Das sind erforderliche Nachteilsausglei-
che.

Präsident Dr. Norbert Lammert: 
Herr Kollege Seifert, da Sie ohnehin nur noch eine

knappe Redezeit haben, möchte ich einen Vorschlag ma-
chen. Verehrte Kolleginnen und Kollegen, da es zu die-
sem Gegenstand ganz offenkundig spontan keine hinrei-
chende Übereinstimmung gibt, wird es sich gar nicht
vermeiden lassen, das Thema in den Ausschussberatun-
gen vertieft zu behandeln. Im Hinblick darauf lässt sich
vielleicht auch das Maß an Zwischenrufen reduzieren,
sodass das Thema hier im Rahmen der vereinbarten Re-
dezeiten für heute hinreichend behandelt werden kann.

(Beifall bei der FDP und der LINKEN sowie 
bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Herr Kollege Seifert.

Dr. Ilja Seifert (DIE LINKE): 
Vielen Dank, Herr Präsident, für die freundlichen

Hinweise. Die Kolleginnen und Kollegen könnten ja
auch Zwischenfragen stellen. Ich denke, wir werden das
auch im Ausschuss noch behandeln.

Ich will nur noch eines sagen. Wenn in § 19 Abs. 3
steht, dass die „Erhaltung sozial stabiler Bewohnerstruk-
turen und ausgewogener Siedlungsstrukturen“ aus-
reicht, um Diskriminierung zu begründen, dann heißt
das, dass ein schwules Pärchen mit der Begründung ab-
gelehnt werden kann, dass in der Gegend schon drei
wohnen und ein viertes nicht geduldet werden kann. Das
kann ja wohl nicht sein.

(Dr. Jürgen Gehb [CDU/CSU]: Doch!)

Meine Damen und Herren, ich bitte Sie: Verhindern
Sie Diskriminierung, schützen Sie die Diskriminierten!
Dann werden wir vorankommen.

Danke schön.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE
GRÜNEN)

Präsident Dr. Norbert Lammert: 
Das Wort hat nun die Kollegin Karin Evers-Meyer.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
LINKEN)
(D)
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Karin Evers-Meyer, Beauftragte der Bundesregie-
rung für die Belange behinderter Menschen: 

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Das Antidiskriminierungsgesetz ist aus der Sicht der
Beauftragten der Bundesregierung für die Belange be-
hinderter Menschen ein gutes und vor allem ein dringend
notwendiges Gesetz.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Daran ändern auch die neuen Mehrheiten in diesem
Hause nichts. Ich stehe uneingeschränkt zu dem, was
dieses Gesetz sagt, und ich weiß, dass die mehr als
6 Millionen Menschen mit Behinderungen in unserem
Land auf ein solches Gesetz warten.

Das vorweggeschickt, gehöre ich aber nicht zu denje-
nigen, die ihre ganze Kraft in ein Projekt stecken, das am
Ende nicht mehrheitsfähig ist. Der Entwurf eines Anti-
diskriminierungsgesetzes, der hier heute erneut einge-
bracht wurde, hatte keine Mehrheit, jedenfalls nicht im
Bundesrat.

(Hartmut Koschyk [CDU/CSU]: Sehr richtig!)

Aus diesem Grund plädiere ich ganz entschieden dafür,
dass die Bundesregierung möglichst umgehend einen ei-
genen Entwurf eines Antidiskriminierungsgesetzes vor-
legt.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP)

Die Zeit drängt. Deutschland hat bereits die Umset-
zungsfristen versäumt und wir laufen jeden Tag mehr
Gefahr, dass uns dieses Versäumnis nicht nur politisch,
sondern auch finanziell teuer zu stehen kommt.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, Menschen
mit Behinderungen brauchen einen umfassenden Schutz
vor Diskriminierung. Die Debatte um das Antidiskrimi-
nierungsgesetz im letzten Jahr war oft überlagert von
Polemik und Halbwahrheiten, die der Sache sehr gescha-
det haben. Lassen Sie mich daher noch einmal kurz aus
Sicht der Beauftragten für die Belange behinderter Men-
schen auf die Fakten eingehen:

Im Bereich des Arbeitsrechtes haben wir mit dem
§ 81 SGB IX bereits heute einen gesetzlichen Schutz vor
Diskriminierung

(Daniela Raab [CDU/CSU]: Eben!)

wegen einer Schwerbehinderung, und zwar inklusive der
viel zitierten Beweislastumkehr, die ja eigentlich gar
keine ist, sondern lediglich eine Beweiserleichterung, 

(Dr. Jürgen Gehb [CDU/CSU]: Richtig!)

wie wir sie seit längerem etwa auch aus dem § 611 a
BGB kennen. Weder der § 81 SGB IX noch § 611 a
BGB haben die von Mitgliedern dieses Hauses gerne an
die Wand gemalte Prozessflut ausgelöst. Im Gegenteil:
Beide Regelungen haben sich in der Praxis bewährt und
niemand fordert heute mehr ernsthaft eine Abkehr von
diesen Regelungen.
Das bedeutet ja nicht, dass man über die Einzelheiten
in einem neuen Gesetz nicht diskutieren kann. Ich erin-
nere bei aller Aufgeregtheit nur noch einmal daran, dass
die Spielräume so groß gar nicht sind. So sieht etwa die
einschlägige Richtlinie für das Arbeitsrecht den Schutz
von Menschen mit Behinderungen eindeutig vor.

Nun wollen einige diesen Schutz behinderter Men-
schen im allgemeinen Zivilrecht, also beim Zugang zu
Dienstleistungen, Gütern oder Wohnraum, nicht gewäh-
ren. Da gibt es starke Widerstände. Tatsächlich sieht die
einschlägige EU-Richtlinie lediglich den Schutz vor ge-
schlechtsspezifischer und ethnischer Diskriminierung
vor.

Nun frage ich Sie aber, meine Damen und Herren:
Schutz im Arbeitsrecht ja, beim Zugang zu alltäglichen
Massengeschäften nein? Wie wollen wir das den mehr
als 6 Millionen behinderten Menschen und ihren Fami-
lien in Deutschland erklären? Das können wir nicht er-
klären.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der
LINKEN)

Keiner von uns hier im Hohen Haus kann akzeptieren,
dass Menschen aufgrund ihrer Behinderung keinen
Tisch im Restaurant bekommen oder ihnen ein Hotel-
zimmer verweigert wird. Wenn wir das hinnähmen, wäre
das gelinde gesagt eine Schande.

(Beifall des Abg. Dr. Ilja Seifert [DIE 
LINKE])

Es ist eine Schande, dass das täglich in Deutschland pas-
siert. Ich kann Ihnen hierzu einen regen Schriftwechsel
vorlegen.

(Beifall bei der SPD, der LINKEN und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich denke, in diesem Punkt ist die ganz überwiegende
Mehrheit im Hause – über alle Fraktionsgrenzen hinweg –
meiner Meinung. Anders sieht das aber vielleicht bei den
Versicherungsgeschäften aus. Da hat sich doch der eine
oder andere durch die Versicherungen verunsichern las-
sen. Ich bin auch hier zu Gesprächen bereit, soweit sie
sachlich geführt werden; denn ich bin davon überzeugt,
dass am Ende auch hier jeder zu dem Ergebnis gelangen
wird, dass es geradezu grotesk wäre, Menschen mit
Behinderungen in diesem Bereich aus dem Diskriminie-
rungsschutz auszuklammern. Es sind doch gerade behin-
derte Menschen, die oftmals einen erhöhten Versiche-
rungsbedarf haben, und nicht die Angehörigen einer
ethnischen Minderheit.

Wie wollen Sie behinderten Menschen in Deutsch-
land erklären, dass immer mehr private Lebensrisiken
auf sie verlagert werden, immer mehr Eigenverantwor-
tung von ihnen verlangt wird, ihnen aber auf der anderen
Seite die Möglichkeit, diese Risiken zum Beispiel mit ei-
ner Berufsunfähigkeitsversicherung, einer Lebensversi-
cherung oder einer privaten Zusatzkrankenversicherung
abzusichern, verwehrt bleibt? Das wäre in hohem Maße
zynisch. Wer von den Menschen mehr private Vorsorge
verlangt, der muss auch gewährleisten, dass alle Men-



Deutscher Bundestag – 16. Wahlperiode – 12. Sitzung. Berlin, Freitag, den 20. Januar 2006 845

(A) (C)

(B) (D)

Beauftragte der Bundesregierung Karin Evers-Meyer
schen freien Zugang zu Versicherungsleistungen bekom-
men.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Eines will ich hier und heute ebenfalls festhalten: Der
Wert eines Regierungsentwurfes eines Antidiskriminie-
rungsgesetzes wird ganz entscheidend davon abhängen,
ob dieses Gesetz auch Menschen mit Behinderungen im
allgemeinen Zivilrecht vor Benachteiligungen schützen
wird.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU, der LINKEN und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN)

Präsident Dr. Norbert Lammert: 
Frau Kollegin Evers-Meyer, ich nutze die Gelegenheit

gerne, Ihnen für Ihre neue Aufgabe als Beauftragte der
Bundesregierung für die Belange behinderter Menschen
alles Gute zu wünschen. Sie wissen, dass Sie bei der
Verfolgung dieser Aufgabe in allen Fraktionen enga-
gierte Mitstreiterinnen und Mitstreiter haben.

(Beifall)

Für den Bundesrat erhält nun der Justizsenator des
Freistaates Hamburg, Dr. Kusch, das Wort.

(Olaf Scholz [SPD]: Hamburg ist kein Frei-
staat! Freie und Hansestadt!)

– Im Sinne unseres Zeitmanagements hoffe ich, dass der
Justizsenator nicht einen allzu großen Teil seiner Rede
auf die Klarstellung dieses Missverständnisses verwen-
det.

(Heiterkeit bei der CDU/CSU)

Dr. Roger Kusch, Senator (Hamburg): 
Nein, denn seit der Debatte über den Bahnumzug ist

Hamburg in Berlin bekannt genug. – Herr Präsident!
Meine Damen und Herren! Zunächst möchte ich mich
bei Ihnen, Frau Schewe-Gerigk, und Ihren Fraktionskol-
legen herzlich bedanken, dass Sie mir gestern Gelegen-
heit zu einer wunderschönen Fahrt von Hamburg nach
Berlin durch das verschneite Mecklenburg-Vorpom-
mern und Brandenburg gegeben haben.

(Irmingard Schewe-Gerigk [BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN]: Ja, so nett sind wir!)

Ich hatte eigentlich nicht vor, mich auf dieser Fahrt auf
meine heutige Rede vorzubereiten,

(Irmingard Schewe-Gerigk [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das hätten Sie besser getan!)

sondern ich wollte Zeitung lesen.

Ich habe also in der „Zeit“ herumgeblättert, dieses
und jenes gelesen und blieb dann bei den Heiratsanzei-
gen hängen. Diese las ich nun nicht aus eigenem Inte-
resse, sondern weil mich dann doch die heutige Debatte
einholte. Ich wurde nämlich plötzlich stutzig und fragte
mich, ob wir künftig noch das Vergnügen haben, in Zei-
tungen Heiratsanzeigen zu finden.

(Jerzy Montag [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Land unter, Herr Senator! – Irmingard
Schewe-Gerigk [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ach du liebe Zeit! Platter geht es nicht
mehr!)

– Dann scheinen Sie eine bessere Juristin zu sein als
ich. – Ich habe über diesen Punkt also nachgedacht und
wurde so stutzig, dass ich mir die Mühe gemacht habe,
die Experten der Justizbehörde in Hamburg anzurufen
und nachzufragen, wie der Sachverhalt ist. Diese ant-
worteten mir – das spiegelt Ihre Auffassung wider, Herr
Gehb –: Der persönliche Bereich – wenn also jemand
beispielsweise eine Anzeige schaltet, weil er einen Ehe-
partner sucht – werde vom Antidiskriminierungsgesetz
nicht berührt.

(Jerzy Montag [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Richtig!)

Aber bei den Heiratsanzeigen von kommerziellen Hei-
ratsvermittlern ist die Sachlage nicht so klar; denn sie
diskriminieren im Interesse eines Dritten und nehmen
Geld dafür.

(Markus Kurth [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das ist unseriös, was Sie da machen! –
Weiterer Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN: Meinen Sie das eigentlich ernst?)

Die Experten der Justizbehörde in Hamburg haben
mir deshalb empfohlen, der Bundesregierung bei der
Ausarbeitung eines neuen Gesetzentwurfs doch folgen-
den Ratschlag zu geben: Wenn man dieses Gewerbe
schützen will – ich finde, es ist schützenswert; es hat
sich noch niemand darüber beschwert, dass es Heirats-
vermittler gibt –, dann müsste eine entsprechende Norm
in das Gesetz aufgenommen werden, mit der der entspre-
chende Schutzbereich festgelegt wird.

(Ute Kumpf [SPD]: Wir haben doch nicht 
Rosenmontag!)

Präsident Dr. Norbert Lammert: 
Herr Kollege, gestatten Sie eine Zwischenfrage des

Kollegen Montag?

Dr. Roger Kusch, Senator (Hamburg): 
Nein; denn es gibt noch viel zu diesem Gesetz zu sa-

gen. 

(Volker Beck [Köln] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das glaube ich Ihnen sofort!)

Das zeigt die Schwierigkeit, vor der diese Bundes-
regierung steht und vor der die rot-grüne Bundesregie-
rung vor einem Jahr stand. Sie haben es sich zur Auf-
gabe gemacht, unglaublich komplexe Sachverhalte in
Gesetzesform gießen zu wollen. Der Anspruch, dass Sie
zentrale Erscheinungen unserer Gesellschaft in einige
Paragraphen gießen und durch diese Paragrafen unsere
Gesellschaft toleranter, gerechter und besser machen
wollen, ist ein hybrider gesetzgeberischer Anspruch.
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Senator Dr. Roger Kusch (Hamburg)
(Beifall bei der CDU/CSU)

Ich stimme Ihnen zu, Herr Gehb: Die EU-Normen
sind aus Sicht eines Mitglieds der deutschen Gesell-
schaft zu weitgehend. Aber sie sind da und wir müssen
sie umsetzen. Deshalb freut es mich, dass im Koalitions-
vertrag steht, dass die Koalition aus CDU/CSU und SPD
eine Eins-zu-eins-Umsetzung vorlegen wird. Selbstver-
ständlich wird Hamburg einer solchen Eins-zu-eins-Um-
setzung im Bundesrat zustimmen. 

Ich kann Ihnen aber auch sagen, welchem Gesetzent-
wurf wir auf keinen Fall zustimmen werden: einem Ge-
setzentwurf, in dessen Folge 5,6 Millionen Euro für eine
überflüssige Institution ausgegeben werden. Wir haben
nicht das Geld, für eine überflüssige Institution
5,6 Millionen Euro auszugeben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Präsident Dr. Norbert Lammert: 
Senator, es gibt einen neuen Wunsch der Kollegin

Schewe-Gerigk zu einer Zwischenfrage. 

Dr. Roger Kusch, Senator (Hamburg): 
Da ich Sie sowieso ansprechen wollte, bitte ich Sie,

auf Ihre Zwischenfrage zu verzichten.

(Irmingard Schewe-Gerigk [BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN]: Das ist aber schade!)

Mir ist aufgefallen, Frau Schewe-Gerigk: Die Sicht
eines Regierungsabgeordneten scheint eine ganz andere
zu sein als die eines Oppositionsabgeordneten. 

(Irmingard Schewe-Gerigk [BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN]: Ich wollte über den Koaliti-
onsvertrag sprechen!)

Wir hatten nämlich schon vor einem Jahr zusammen mit
Herrn Röttgen und Herrn Scholz das Vergnügen, über
dieses Thema zu diskutieren. Es ist Ihnen gelungen,
mich mit einem Beispiel zu verblüffen, das ich ganz
originell fand. Sie sagten mit relativ kämpferischem Ge-
sichtsausdruck: Ich will nicht, dass jemand an einer Dis-
kothek vom Türsteher abgewiesen wird, nur weil er
Türke ist. 

(Irmingard Schewe-Gerigk [BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN]: Von einer Diskothek und ei-
nem Türsteher habe ich nicht gesprochen!)

– Das haben Sie gesagt. 

(Widerspruch der Abg. Irmingard Schewe-
Gerigk [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

– Doch, ich erinnere mich sehr gut, dass Sie von „Disko-
thek“ gesprochen haben. 

(Ute Kumpf [SPD]: Das heißt jetzt „Club“ bei 
uns!)

Ich bin nämlich auf dieses Beispiel eingegangen und
habe Ihnen schon damals gesagt, dass ich den Umstand,
dass wir in Großstädten wie Berlin, Hamburg, München
und Frankfurt Diskotheken unterschiedlichen Zuschnitts
haben und die einen 3 Euro für das Bier verlangen und
die anderen 13 Euro – vielleicht gibt es sogar Diskothe-
ken, in denen ein Bier 33 Euro kostet –, als gesellschaft-
liche Vielfalt und nicht als Diskriminierung empfinde. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und
der FDP – Christine Lambrecht [SPD]: Das ist
ja hochinteressant! Wir bekommen Ausgeh-
tipps!)

Frau Schewe-Gerigk, nun haben Sie Ihr Beispiel ge-
ändert. Das Jahr, das seitdem vergangen ist, scheint Sie
von den Realitäten unserer deutschen Gesellschaft noch
weiter entfernt zu haben, als Sie es ohnehin schon waren.
Denn heute haben Sie ein Beispiel gebracht, das an Ab-
surdität überhaupt nicht zu überbieten ist. Ich habe nicht
ein einziges Mal in Deutschland die Situation erlebt,
dass jemand wegen seiner Hautfarbe aus einem Restau-
rant geschmissen wurde. 

(Christine Lambrecht [SPD]: Das heißt doch
aber nicht, dass es das nicht gibt! Diese Arro-
ganz ist unglaublich! – Weitere Zurufe von der
SPD)

– Es kann sein, dass ich nicht alles kenne, was in
Deutschland passiert. Aber wenn Ihnen die Diskriminie-
rungsbekämpfung wirklich am Herzen läge, dann wür-
den Sie sich für ganz andere Sachverhalte interessieren.

(Irmingard Schewe-Gerigk [BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN]: Für welche denn?)

Dann würden Sie sich zum Beispiel für den Sachverhalt
interessieren, dass es Strafverfahren wegen sehr schreck-
licher Verbrechen gibt, denen eine Diskriminierung zu-
grunde liegt,

(Christine Lambrecht [SPD]: Kommen Sie
doch zum Thema! – Gegenruf der Abg.
Daniela Raab [CDU/CSU]: Wir sind beim
Thema!)

zum Beispiel dann, wenn eine Bande türkischer Jugend-
licher eine zahlenmäßig etwas geringere Bande von
Deutschrussen zusammenschlägt. 

(Christine Lambrecht [SPD]: Das ist nicht das 
Thema!)

Das ist Diskriminierung und schrecklich. Dafür gibt es
aber Gott sei Dank schon Strafgesetze. 

(Abg. Sebastian Edathy [SPD] meldet sich zu 
einer Zwischenfrage)

Meine Damen und Herren, ich kann es mir nicht ver-
kneifen, noch einen kurzen Gedanken an den Ergän-
zungsvorschlag der Linken zu verschwenden. 

Präsident Dr. Norbert Lammert: 
Herr Senator, darf ich zwischendurch fragen, ob

meine Vermutung richtig ist, dass Sie keine Zwischen-
fragen zulassen wollen? 

Dr. Roger Kusch, Senator (Hamburg): 
Ja. 
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Präsident Dr. Norbert Lammert: 
Denn es hat jetzt mehrfach Anmeldungen gegeben.

Das sortiert dann möglicherweise entsprechende Initiati-
ven.

Dr. Roger Kusch, Senator (Hamburg): 
Die Linken wollen jetzt, weil wir im bisherigen Ent-

wurf viel zu wenige Diskriminierungsmerkmale ha-
ben, weitere Merkmale hinzufügen, zum Beispiel die
Hautfarbe. Da frage ich mich: Warum nicht auch die Au-
genfarbe? 

(Widerspruch bei der SPD, der LINKEN und 
dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Es gibt genügend Leute, die schon ob ihrer Augenfarbe
auf Ablehnung gestoßen sind. Zum Beispiel erinnere ich
mich an ein Lied der neuen deutschen Welle, der Gruppe
„Ideal“, das „Deine blauen Augen“ hieß. Es war damals
ein Lieblingslied von mir, vielleicht deswegen, weil ich
keine blauen Augen habe. 

(Christine Lambrecht [SPD]: Das interessiert 
uns alle aber mächtig!)

Sie können die Diskriminierungsmerkmale doch be-
liebig erweitern. Wenn Sie diesen Gedanken einmal zu
Ende denken, dann muss man sich fragen, was das Dis-
kriminierendste in Deutschland ist. Das Diskriminie-
rendste ist, kein Geld zu haben. Das diskriminiert wirk-
lich. Gehen Sie einmal durch die Friedrichstraße und
drücken Sie Ihre Nase an den Schaufenstern platt, in de-
nen Autos stehen, die für die meisten hier und für mich
unbezahlbar sind. Es ist doch ziemlich diskriminierend,
dass einige hineingehen und ein solches Auto kaufen
können und es andere nicht können und ihre Nase platt
drücken müssen. 

(Vorsitz: Vizepräsidentin Katrin Göring-
Eckardt)

Wollen Sie vielleicht auch noch die Armut im Gesetz
als Diskriminierungsmerkmal verbieten? Mit einem Ge-
setz hätten Sie die gerechte Gesellschaft, von der Sie im-
mer geträumt haben. 

(Widerspruch beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Sie werden mit dem Antidiskriminierungsgesetz ei-
nige Unschärfen unseres gesellschaftlichen Zusammen-
lebens bereinigen. Dabei wird Sie Hamburg im Bundes-
rat unterstützen, bei Übertreibungen aber nicht.

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU – Zurufe vom 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt: 
Das Wort zu einer Kurzintervention hat der Kollege

Jerzy Montag.

Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Danke, Frau Präsidentin! – Herr Senator, ich wollte

Ihnen sagen, dass ich es für keinen sehr guten parlamen-
tarischen Stil halte, wenn Sie hier in den Deutschen Bun-
destag kommen – was Ihr verfassungsmäßiges Recht ist –,
um als Mitglied einer Landesregierung zu reden, und
wenn Sie sich dann Zwischenfragen so verweigern. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
bei der SPD, der FDP und der LINKEN –
Dr. Jürgen Gehb [CDU/CSU]: Lieber Gott
noch mal!)

Ich will Ihnen allerdings auch sagen, dass ich Ihnen
für den Beitrag, den Sie hier geleistet haben, dankbar
bin, weil er in aller Öffentlichkeit klar macht, 

(Zuruf von der SPD: Wo Sie stehen!)

zu welchen Gedankengängen Sie greifen müssen, um
unser gutes Gesetz ablehnen zu können.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der LINKEN)

Wenn Sie noch nie gehört haben, dass in Deutschland
ein Mensch wegen seiner Hautfarbe an einer Gaststätten-
tür abgewiesen worden ist, dann sind Sie blind und taub
durch Ihr Leben gegangen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
bei der SPD und der LINKEN sowie bei Abge-
ordneten der FDP)

Es gibt neben vielen anderen, Herr Senator, einen Ver-
band deutscher Staatsangehöriger schwarzer Hautfarbe;
bei diesem Bundesverband können Sie sich solche Fälle
im Dutzend abholen, damit Sie für die Debatten der Zu-
kunft ein bisschen schlauer werden. 

Zu einem weiteren Punkt will ich Ihnen noch etwas
sagen. Selbstverständlich wird es, sollte dieses Gesetz
– was ich sehr hoffe – endlich ins Bundesgesetzblatt
kommen, immer noch möglich sein, dass Heiratsannon-
cen jeglicher Art veröffentlicht werden. Aber ich finde
es richtig, dass es keine gewerbliche Heiratsvermittlung
in Deutschland geben darf, die folgende Annonce auf-
gibt: Wir suchen für unsere Kundschaft junge Männer,
aber Juden nehmen wir nicht. – Wer in einer deutschen
Zeitung eine solche Annonce veröffentlicht, der diskri-
miniert. Ich finde, wir brauchen ein Gesetz, das so etwas
fühlbar verbietet. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
bei der SPD und der LINKEN sowie bei Abge-
ordneten der FDP)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt: 
Herr Senator, Sie hätten die Möglichkeit, zu antwor-

ten. – Wenn nicht, gebe ich das Wort der Kollegin
Christine Lambrecht von der SPD-Fraktion.

Christine Lambrecht (SPD): 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Die De-

batten zu diesem Thema in der letzten Legislaturperiode
haben sich immer durch einen Grundkonsens ausge-
zeichnet, nämlich den, dass wir uns hier alle einig waren,
dass wir Diskriminierung gegenüber Behinderten, ge-
genüber Menschen mit einem etwas höheren Alter, ge-
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Christine Lambrecht
genüber Menschen mit einer anderen Religion unerträg-
lich finden. 

(Dr. Jürgen Gehb [CDU/CSU]: Das finden wir 
alle!)

Lediglich im Bezug auf die Instrumente gingen die Posi-
tionen auseinander. 

Ich muss allerdings sagen, heute habe ich etwas er-
lebt, was dieser Erfahrung widerspricht. 

(Irmingard Schewe-Gerigk [BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN]: Schlechte Auswahl der Red-
ner bei der CDU!)

Denn Herr Kusch hat hier vorgetragen, dass es ebenfalls
eine Diskriminierung sei – diese vergleicht er offensicht-
lich mit den eben genannten –, wenn sich Menschen
teure Autos nicht leisten können. Herr Kusch, wenn Sie
sich einmal die Briefe von Eltern anschauen, die im Ur-
laub in Gaststätten oder auch in Hotels vom Wirt aufge-
fordert wurden, doch bitte das Lokal zu verlassen, weil
sich die anderen Gäste durch ihr behindertes Kind ge-
stört fühlen, und wenn Sie diese Form von Diskriminie-
rung, von Verletzung, von menschenunwürdigem Ver-
halten damit gleichsetzen, dass Sie sich, ich mir oder
viele andere Menschen in unserem Land sich ein ganz
teures Auto nicht leisten können, dann halte ich das für
eine unerträgliche Einstellung.

(Beifall bei der SPD, der LINKEN und dem
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Ab-
geordneten der FDP)

Sie macht deutlich, dass wir dieses Gesetz dringender
denn je brauchen. 

(Beifall bei der SPD, der LINKEN und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der FDP, Sie ha-
ben angesprochen, dass wir diesen Gesetzentwurf einge-
bracht hätten, um eine EU-Richtlinie umzusetzen. Das
war auch ein Grund, aber der Hauptgrund ist, dass wir
das, was ich vorhin als Grundkonsens bezeichnet habe,
nicht als eine Worthülse für Sonntagsreden ansehen, son-
dern endlich handeln wollen, weil wir der Meinung sind,
dass die vielen guten Ansätze, die wir in unserem Land
sehen, nicht ausreichend sind und dass jetzt dringend ge-
handelt werden muss, damit sich solche Fälle, von denen
ich einen ja beschrieben habe, in unserem Land nicht
mehr ereignen.

Deswegen ist Handlungsbedarf gegeben. Deswegen
gehen wir auch über die EU-Richtlinie hinaus. All denje-
nigen, die das immer wieder sagen, gebe ich Recht. Ja-
wohl, im zivilrechtlichen Bereich gehen wir über die
EU-Richtlinie hinaus. Ich verstehe auch nicht, wie man
aufseiten der EU zwei so unterschiedliche Richtlinien,
die eigentlich den gleichen Sachverhalt betreffen, erlas-
sen konnte. Ich kann niemandem vermitteln – selbst
dann, wenn ich diese Einstellung hätte –, warum die Dis-
kriminierung wegen Rasse verfolgt und geahndet würde,
aber die Diskriminierung wegen Behinderung oder Alter
nicht. Dafür gibt es keine logische Erklärung. Das ist
eine Differenzierung ohne sachlichen Grund und die
wollen wir nicht. Deswegen sind wir für eine Erweite-
rung. Wir wollen, dass auch Menschen mit Behinderung
bewirtet werden, dass Schwule und Lesben einen Le-
bensversicherungsvertrag abschließen können sowie äl-
tere Menschen einen Kreditvertrag vermittelt bekom-
men, wenn sie die entsprechenden Voraussetzungen
erfüllen. Aus diesem Grunde erweitern wir die Merk-
male um diese Punkte.

Ich möchte an dieser Stelle noch einmal auf die sach-
liche Ebene zurückkommen. Vielleicht kommen wir uns
in den anstehenden Beratungen hier näher. Es geht nicht
darum, dass sich der eine oder der andere durchsetzt,
sondern darum, dass Menschen, die in unserem Land
Diskriminierung erfahren, endlich sehen, dass vonseiten
der Politik etwas dagegen getan wird.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der LINKEN und des BÜNDNISSES 90/DIE
GRÜNEN)

Ich bin da sehr optimistisch, auch wenn einige Rede-
beiträge gezeigt haben, dass wir darüber noch mehr mit-
einander reden müssen. Herr Gehb, Ihre Rede insgesamt
hat mich nicht optimistisch gemacht, nur die Tatsache,
dass Sie mittlerweile wenigstens in einem Punkt offen-
sichtlich einsichtig sind.

(Dr. Jürgen Gehb [CDU/CSU]: Das ist bei 
Ihnen eine Verständnisfrage!)

Sie haben nicht mehr von der Beweislastumkehr gespro-
chen – einer der ganz großen Punkte –, 

(Dr. Jürgen Gehb [CDU/CSU]: Doch! Beweis-
erleichterung habe ich gesagt!)

dass nämlich derjenige, der angeblich diskriminiert, alles
offen legen muss. Sie haben endlich erkannt, dass in un-
serem Gesetzentwurf nur eine Beweiserleichterung gere-
gelt ist. Das ist auch richtig und gut so. Ich sehe: Dort
gibt es Bewegung. Ich hoffe, sie geht in die richtige
Richtung. In diesem Sinne blicke ich den anstehenden
Beratungen sehr optimistisch entgegen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU, der LINKEN und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN – Dr. Jürgen Gehb
[CDU/CSU]: Sie sind ja auch bescheiden in
Ihren Ansprüchen!)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt: 
Damit beende ich die Aussprache zu diesem Punkt. 

Interfraktionell wird Überweisung der Vorlagen auf
den Drucksachen 16/297 und 16/370 an die in der Tages-
ordnung aufgeführten Ausschüsse vorgeschlagen. – Ich
sehe, dass Sie damit einverstanden sind. Damit sind die
Überweisungen so beschlossen.




